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Vorunterrichtung des Landtags ~-~~'"",..........,.~ 

Entwurf des 19. Rundfunkänderungsstaatsvertrages 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

gemäß Abschnitt 11. Ziffer 1 der Vereinbarung zwischen Landtag und 
Landesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die Lan­
desregierung übersende ich Ihnen den Entwurf des 19. Rundfunkände­
rungsstaatsvertrages (RÄStV). 

Wie Sie wissen, haben die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder in ihrer letzten Konferenz beschlossen, den 19. RÄStVam 
03. Dezember unterzeichnen zu wollen und damit insbesondere die Er­
gebnisse der Evaluierung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages umzu­
setzen (Artikel 4). Neben weiteren Änderungen soll mit dem 19. RÄStV 
auch die gesetzliche Grundlage für ein Jugendangebot von ARD und 
ZDF geschaffen werden (Artikel 1). Wegen der weiteren Änderungen 
erlaube ich mir, auf den Staatsvertragstext zu verweisen. 

Von Seiten der Landesregierung ist beabsichtigt, den anliegenden 
Staatsvertrag zu unterzeichnen und ihn anschließend dem Landtag zum 
Zweck der Zustimmung gemäß Art. 66 Satz 2 LV NRW zuzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr I. 
F~{:t~\ 
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Anlage zu TOP 1 der MPK am 09.10.2015 

Neunzehnter Staatsvertrag 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

(Stand: 08.10.2015) 

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-W~stfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 
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Artikel 1 

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages 

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch den Acht­

zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 9. bis 28. September 2015, wird wie 

folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer § 11 g eingefügt: 

,,§ 11 g Jugendangebot" 

b) Es wird folgender neuer § 14 a eingefügt: 

,,§ 14 a Berichterstattung der Rechnungshöfe" 

2. Es wird folgender neuer § 11 Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten können zur Erfüllung ihres Auf­

trages zusammenarbeiten; die Zusammenarbeit regeln sie in öffentlich­

rechtlichen Verträgen." 

3. § 11 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort "drei" wird durch das Wort "zwei" ersetzt. 

bb) Das Wort "EinsExtra" wird durch das Wort "tagesschau24" und das 

Komma nach dem neuen Wort "tagesschau24" wird durch das Wort 

"und" ersetzt. 

cc) Buchstabe b wird gestrichen und der bisherige Buchstabe c wird zum 

neuen Buchstaben b. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird das Wort" ,BR-Alpha'" durch das Wort" ,ARD-alpha' " 

ersetzt und nach dem Wort "Bildung" werden die Wörter "vom BR" eingefügt. 

c) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort "drei" wird durch das Wort "zwei", das Wort" ,ZDFinfokanal' " 

wird durch das Wort" ,ZDFinfo' " und das Komma nach dem neuen Wort 

" ,ZDFinfokanal' " wird durch das Wort "und" ersetzt. 
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bb) Buchstabe b wird gestrichen, der bisherige Buchstabe c wird der neue 

Buchstabe b und die Wörter" ,ZDF-Familienkanal' " werden durch das 

Wort" ,ZDFneo' " ersetzt. 

4. Es wird folgender neuer § 11 e Abs. 3 eingefügt: 

,,(3) In den Geschäftsberichten der in der ARD zusammengeschlossenen Lan­

desrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutschlandradios ist auch der Umfang 

der Produktionen mit von diesen gesellschaftsrechtlich abhängigen und unab­

hängigen Produktionsunternehmen darzustellen." 

5. Es wird folgender neuer § 11 g eingefügt: 

,,§ 11 g 

Jugendangebot 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das 

ZDF bieten gemeinsam ein Jugendangebot an, das Rundfunk und Telemedien 

umfasst. Das Jugendangebot soll inhaltlich die Lebenswirklichkeit und die Inte­

ressen junger Menschen als Zielgruppe in dem Mittelpunkt stellen und dadurch ei­

nen besonderen Beitrag zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags nach § 

11 leisten. Zu diesem Zweck sollen die in der ARD zusammengeschlossenen 

Landesrundfunkanstalten und das ZDF insbesondere eigenständige audiovisuelle 

Inhalte' für das Jugendangebot herstellen oder herstellen lassen und Nutzungs­

rechte an Inhalten für das Jugendangebot erwerben. Das Jugendangebot soll 

journalistisch-redaktionell veranlasste und journalistisch-redaktionell gestaltete in­

teraktive Angebotsformen aufweisen und Inhalte anbieten, die die Nutzer selbst 

zur Verfügung stellen. 

(2) Zur Erfüllung der demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der 

Zielgruppe ist das Jugendangebot inhaltlich und technisch dynamisch und ent­

wicklungsoffen zu gestalten und zu verbreiten. Dazu soll auch durch eine ziel­

gruppengerechte interaktive Kommunikation mit den Nutzern sowie durch verste­

tigte Möglichkeiten ihrer Partizipation beigetragen werden. 

(3) Andere Angebote der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk­

anstalten und des ZDF nach Maßgabe des Rundfunkstaatsvertrags sollen mit 
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dem Jugendangebot inhaltlich und technisch vernetzt werden. Wird ein eigen­

ständiger Inhalt des Jugendangebots auch in einem anderen Angebot der in der 

ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten oder des ZDF genutzt, 

sind die für das andere Angebot geltenden Maßgaben des Rundfunkstaatsver­

trags einschließlich eines eventuellen Telemedienkonzepts zu beachten. 

(4) Die Verweildauer der Inhalte des Jugendangebots ist von den in der ARD zu­

sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF so zu bemessen, 

dass sie die Lebenswirklichkeit und die Interessen junger Menschen abbilden und 

die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der jeweils zur Ziel­

gruppe gehörenden Generationen erfüllen. Die Grundsätze der Bemessung der 

Verweildauer sind von den in der ARD zusammengeschlossen Landesrundfunk­

anstalten und dem ZDF regelmäßig zu prüfen. Die Verweildauer von angekauften 

Spielfilmen und angekauften Folgen von Fernsehserien, die keine Auftragspro­

duktionen sind, istzeitlich angemessen zu begrenzen. 

(5) Werbung, Sponsoring, flächendeckende lokale Berichterstattung, nicht auf das 

Jugendangebot bezogene presseähnliche Angebote, ein eigenständiges Hör­

funkprogramm und die für das Jugendangebot in der Anlage zu diesem Staats­

vertrag genannten Angebotsformen sind im Jugendangebot nicht zulässig. Ist zur 

Erreichung der Zielgruppe aus journalistisch-redaktionellen Gründen die Verbrei­

tung des Jugendangebots außerhalb des von den in der ARD zusammenge­

schlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF für das Jugendangebot ein­

gerichteten eigenen Portals geboten, sollen die in der ARD zusammengeschlos­

senen Landesrundfunkanstalten und das ZDF für die Einhaltung der Bedingungen 

des Satzes 1 Sorge tragen. Sie haben für diesen Verbreitungsweg übereinstim­

mende Richtlinien, insbesondere zur Konkretisierung des Jugendmedienschutzes 

und des Datenschutzes, zu erlassen. Das Jugendangebot darf nicht über Rund~ 

funkfrequenzen (Kabel, Satellit, Terrestrik) verbreitet werden. 

(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das 

ZDF haben gemeinsam in Bezug auf das Jugendangebot in dem nach § 11 e Ab­

satz 2 zu veröffentlichenden Bericht insbesondere darzustellen: 
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a) den besonderen Beitrag des Jugendangebots zur Erfüllung des öffent­

lich-rechtlichen Auftrags, 

b) das Erreichen der Zielgruppe, die zielgruppengerechte Kommunikation 

sowie die verstetigten Möglichkeiten der Partizipation der Zielgruppe, 

c) das Ergebnis der Prüfung der Verweildauer nach Absatz 4, 

d) die Nutzung des Verbreitungswegs außerhalb des für das Jugendange­

bot eingerichteten eigenen Portals nach Absatz 5 Satz 2 und 3, 

e) den jeweiligen Anteil der in Deutschland und in Europa für das Jugend­

angebot hergestellten Inhalte und 

f) den jeweiligen Anteil an Eigenproduktionen, Auftragsproduktionen und 

erworbenen Nutzungsrechten für angekaufte Spielfilme und angekaufte 

Folgen von Fernsehserien für das Jugendangebot." 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 .. 

7. Es wird folgender neuer § 14 a eingefügt: 

,,§ 14 a 

Berichterstattung der Rechnungshöfe 

Der für die Durchführung der Prüfung zuständige Rechnungshof teilt das Ergeb­

nis der Prüfung einer Landesrundfunkanstalt, des ZDF oder des Deutschlandra­

dios einschließlich deren Beteiligungsunternehmen dem jeweils zuständigen In­

tendanten, den jeweils zuständigen Aufsichtsgremien der Rundfunkanstalt und 

der Geschäftsführung des geprüften Beteiligungsunternehmens sowie der KEF 

mit. Er gibt dem Intendanten der jeweiligen Rundfunkanstalt und der Geschäfts­

führung des Beteiligungsunternehmens Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem 

Ergebnis der Prüfung und berücksichtigt die Stellungnahme. Das auf dieser 

Grundlage ermittelte Ergebnis der Prüfung teilt der zuständige Rechnungshof 

den Landtagen und den Landesregierungen der die Rundfunkanstalt tragenden 

Länder sowie der KEF mit und veröffentlicht es anschließend. Dabei hat der 

Rechnungshof darauf zu achten, dass die Wettbewerbsfähigkeit des geprüften 

Beteiligungsunternehmens nicht beeinträchtigt wird und insbesondere Betriebs­

und Geschäftsgeheimnisse gewahrt werden." 

8. § 16 d wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort "Mehrheitsbeteiligungen" die Wörter 

"im Sinne von § 16 c Abs. 3" eingefügt, das Komma nach dem Wort 

"ZDF" wird durch das Wort "und" ersetzt und nach dem Wort "Ab­

schlussprüfer" wird die Verweisung "nach § 319 Abs. 1 Satz 1 des Han­

delsgesetzbuches" gestrichen. 

bb) Satz 8 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

,,(2) Bei kommerziellen Tätigkeiten mit geringer Marktrelevanz nach § 16 a 

Abs. 1 Satz 5 sind die Rundfunkanstalten auf Anforderung des zuständigen 

Rechnungshofes verpflichtet, für ein dem Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 bis 7 ent­

sprechendes Verfahren Sorge zu tragen. Werden Verstöße gegen die Best­

immungen zur Marktkonformität bei Prüfungen von Beteiligungsunternehmen 

oder der Rundfunkanstalten selbst festgestellt, findet auf die Mitteilung des 

Ergebnisses § 14 a Anwendung." 

9. Der Anlage zum Rundfunkstaatsvertrag wird folgende neue Anlage angefügt: 

"Anlage zu § 11 9 Abs. 5 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages 

Negativliste Jugendangebot 

1. Anzeigenrubriken, Anzeigen oder Kleinanzeigen, 

2. Branchenregister und -verzeichnisse, 

3. Preisvergleichsrubriken sowie Berechnungsprogramme (z. B. Preisrechner, 

Versicherungsrechner), 

4. Rubriken für die Bewertung von Dienstleistungen, Einrichtungen und Pro­

dukten, 

5. Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tauschbörsen, 

6. Ratgeberrubriken ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendan­

gebot, 

7. Business-Networ~s, 
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8. Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne von § 3 Nr. 24 des Telekom­

munikationsgesetzes, 

9. Wetten im Sinne von § 762 des Bürgerlichen Gesetzbuches, 

10. Softwareangebote, soweit nicht zur Wahrnehmung des eigenen Angebots 

erforderlich, 

11. Routenplaner, 

12. Verlinkungen ohne redaktionelle Prüfung und Verlinkungen, die unmittelbar 

zu Kaufaufforderungen führen, 

13. Musikdownload von kommerziellen Fremdproduktionen, soweit es sich um 

ein zeitlich unbefristetes nicht-aktionsbezogenes Angebot zum Download 

von Musiktiteln handelt, 

14. Spieleangebote ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendange­

bot, 

15. Fotodownload ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendange­

bot, 

16. Veranstaltungskalender ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Ju­

gendangebot, 

17. Foren und Chats ohne redaktionelle Begleitung. Foren und Chats dürfen 

nicht inhaltlich auf Angebote ausgerichtet sein, die nach den Nummern 1 bis 

16 unzulässig sind." 

Artikel 2 
Änderung des ZDF-Staatsvertrages 

In § 30 Abs. 3 des ZDF-Staatsvertrages vom 31. August 1991, zuletzt geändert durch 

den Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 18. Juni 2015, werden die 

Sätze 4 und 5 gestrichen. 



- 8-

Artikel 3 

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages 

In § 30 Abs. 3 des Deutschlandradio-Staatsvertrages vom 17. Juni 1993, zuletzt ge­

. ändert durch den Fünfzehnten Rundfunkäriderungsstaatsvertrag vom 15. bis 21. De­

zember 2010, werden die Sätze 4 und 5 gestrichen. 

Artikel 4 

Änderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages 

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 15. bis 21. Dezember 2010 wird wie fOlgt 

geändert: 

1. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Nummern 3 und 4 eingefügt: 

,,3. Raumeinheiten mit vollstationärer Pflege in Alten- und Pflegewohnhei­

men, die durch Versorgungsvertrag nach § 72 des Elften Buches des Sozi­

algesetzbuches zur vollstationären Pflege zugelassen sind, 

4. Raumeinheiten in Wohneinrichtungen, die Leistungen im Sinne des § 75 

Abs. 3 Satz 1 des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches für Menschen 

mit Behinderungen erbringen und hierzu mit dem Träger der Sozialhilfe eine 

Vereinbarung geschlossen haben," 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden die neuen Nummern 5 bis 7 und in 

der neuen Nummer 5 werden nach dem Wort "Krankenhäusern" die Wörter 

"und Hospizen" eingefügt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird der Satzteil "soweit nicht Zuschläge nach dessen § 24 

gewährt werden, die die Höhe des Rundfunkbeitrags übersteigen," ge­

strichen. 

bb) In Nummer 5 Buchst. b wird die Verweisung auf ,,§§ 99,100 Nr. 3" durch 

die Verweisung auf ,,§§ 114, 115 Nr. 2" ersetzt und die Wörter ,,vierten 

Kapitel, Fünfter Abschnitt" werden durch die Wörter "Dritten Kapitel, Drit­

ter Abschnitt, Dritter Unterabschnitt" ersetzt. 










































